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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/8933, 13/9874 - 


Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Fortentwicklung des Finanzplatzes 
Deutschland (Drittes Finanzmarktförderungsgesetz) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


In Artikel 3 Nr. 19 wird nach § 37 Wertpapierhandelsgesetz fol- 
gender § 37 a eingefügt: 

„§37a 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch der Kunden gegen ein Wertpapierdienstlei- 
stungsunternehmen auf Schadensersatz wegen Verletzung der 
Pflicht zur Information und wegen fehlerhafter Beratung im Zu- 
sammenhang mit einer Wertpapierdienstleistung oder einer Wert- 
papiernebendienstleistung verjährt mit Ablauf der Aufbewah- 
rungsfristen gemäß §§ 257 HGB, 147 AO." 


Bonn, den 12. Februar 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Auswirkungen fehlerhafter Information und Beratung im Wert- 
papierbereich zeigen sich oft erst nach vielen Jahren. Die An- 
knüpfung der Verjährungsfrist an die handeis- und steuerrechtli- 
chen Aufbewahrungsfristen ist daher eine sachgerechte Lösung. 

Die von der Bundesregierung vorgesehene Verkürzung der Ver- 
jährungsfrist ist für einen wirksamen Sparerschutz zu kurz. Insbe- 
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sondere beim Aufbau der Altersvorsorge sind Beratungsfehler oft 
erst nach einem langen Zeitraum erkennbar. Dies unterstreicht, 
daß zur Förderung des Finanzmarktes auch die Stärkung des Ver- 
trauens der Sparer gehört. Eine Beschneidung des Schutzes für die 
Sparer führt nicht zu mehr Attraktivität des Finanzmarktes in 
Deutschland. 
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